
§ 516 BGB 
 
(1) Eine Zuwendung, durch die jemand aus seinem Vermögen einen anderen 
bereichert, ist Schenkung, wenn beide Teile darüber einig sind, dass die Zuwendung 
unentgeltlich erfolgt. 
(2) Ist die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, so kann ihn der 
Zuwendende unter Bestimmung einer angemessenen Frist zur Erklärung über die 
Annahme auffordern. Nach dem Ablauf der Frist gilt die Schenkung als 
angenommen, wenn nicht der andere sie vorher abgelehnt hat. Im Falle der 
Ablehnung kann die Herausgabe des Zugewendeten nach den Vorschriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung gefordert werden. 
 
 
§ 530 BGB 
 
(1) Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn sich der Beschenkte durch eine 
schwere Verfehlung gegen den Schenker oder einen nahen Angehörigen des 
Schenkers groben Undankes schuldig macht. 
(2) Dem Erben des Schenkers steht das Recht des Widerrufs nur zu, wenn der 
Beschenkte vorsätzlich und widerrechtlich den Schenker getötet oder am Widerruf 
gehindert hat. 
 
 
§ 531 BGB 
 
(1) Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beschenkten. 
(2) Ist die Schenkung widerrufen, so kann die Herausgabe des Geschenkes nach 
den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
gefordert werden. 
 
 
§ 532 BGB 
 
Der Widerruf ist ausgeschlossen, wenn der Schenker dem Beschenkten verziehen 
hat oder wenn seit dem Zeitpunkt, in welchem der Widerrufsberechtigte von dem 
Eintritt der Voraussetzungen seines Rechts Kenntnis erlangt hat, ein Jahr verstrichen 
ist. Nach dem Tode des Beschenkten ist der Widerruf nicht mehr zulässig. 
 
 
§ 533 BGB 
 
Auf das Widerrufsrecht kann erst verzichtet werden, wenn der Undank dem 
Widerrufsberechtigten bekannt geworden ist. 
 
 
§ 534 BGB 
 
Schenkungen, durch die einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand zu 
nehmenden Rücksicht entsprochen wird, unterliegen nicht der Rückforderung und 
dem Widerruf. 
 



§ 812 BGB 
 
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten 
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese 
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der 
mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht 
eintritt. 
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Bestehens 
oder des Nichtbestehens eines Schuldverhältnisses. 
 
 
§ 166 BGB 
 
(1) Soweit die rechtlichen Folgen einer Willenserklärung durch Willensmängel oder 
durch die Kenntnis oder das Kennenmüssen gewisser Umstände beeinflusst werden, 
kommt nicht die Person des Vertretenen, sondern die des Vertreters in Betracht. 
(2) Hat im Falle einer durch Rechtsgeschäft erteilten Vertretungsmacht (Vollmacht) 
der Vertreter nach bestimmten Weisungen des Vollmachtgebers gehandelt, so kann 
sich dieser in Ansehung solcher Umstände, die er selbst kannte, nicht auf die 
Unkenntnis des Vertreters berufen. Dasselbe gilt von Umständen, die der 
Vollmachtgeber kennen musste, sofern das Kennenmüssen der Kenntnis gleichsteht. 
 
 
§ 2337 BGB 
 
Das Recht zur Entziehung des Pflichtteils erlischt durch Verzeihung. Eine Verfügung, 
durch die der Erblasser die Entziehung angeordnet hat, wird durch die Verzeihung 
unwirksam. 
 
 
§ 1579 BGB 
 
Ein Unterhaltsanspruch ist zu versagen, herabzusetzen oder zeitlich zu begrenzen, 
soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten auch unter Wahrung der Belange 
eines dem Berechtigten zur Pflege oder Erziehung anvertrauten gemeinschaftlichen 
Kindes grob unbillig wäre, weil 
1. die Ehe von kurzer Dauer war; der Ehedauer steht die Zeit gleich, in welcher der 
Berechtigte wegen der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes nach 
§ 1570 Unterhalt verlangen konnte, 
2. der Berechtigte sich eines Verbrechens oder eines schweren vorsätzlichen 
Vergehens gegen den Verpflichteten oder einen nahen Angehörigen des 
Verpflichteten schuldig gemacht hat, 
3. der Berechtigte seine Bedürftigkeit mutwillig herbeigeführt hat, 
4. der Berechtigte sich über schwerwiegende Vermögensinteressen des 
Verpflichteten mutwillig hinweggesetzt hat, 
5. der Berechtigte vor der Trennung längere Zeit hindurch seine Pflicht, zum 
Familienunterhalt beizutragen, gröblich verletzt hat, 
6. dem Berechtigten ein offensichtlich schwerwiegendes, eindeutig bei ihm liegendes 
Fehlverhalten gegen den Verpflichteten zur Last fällt oder 
7. ein anderer Grund vorliegt, der ebenso schwer wiegt wie die in den Nummern 1 bis 
6 aufgeführten Gründe. 


